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der Abg Q E 1 s c r und Genossen 

an dan Bundosmiz:istol.' rU.r soziale Vqr\1al turig, 

betraf'fend dio_Errichtu.ng yon Krcbsfüxsorgostellon. 
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22.Februar 1951 .. 

Die Anzahl der Krebserkrankungen,auch solcher mit tödlichem Ausgang, 

hat eine erschreckende Höhe erreicht~ In Wien allein sterben jährlich 

mindestens 5,,000 Menschen an Krebs. Bei rechtzeitiger Behandlung ist aber, 

nach dem heutigen Stando cLcr medizinischen ilissensehaft, der Xrebstod 

fast in allen Fällen zu Yermeiden$ Krebs. ist heilbar, sagt die Wissenschaft, 

uenn recht~eitig eini2;cgriffen uird" 

~ic wichtigste VOraU.sliOtzung für oine \7irksame Bakämpfu.ng dieser Volks­

seuche ist a]Bo, dass ctio Krankheit rechtzeitig erkannt und behandelt wird.. 

Das jedo~h setzt yoraus, dass im ganzen Lande eine genügende Anzahl v()n 

Krebsfürso~ges·t ellon vorhand.en ist • 

. Die uenigen öffQntliche'u Kr~bsfürsorgestellon, die dem Ansturm der 

Bevölkorung kcinesTIogs gen/achsen sind, wurden von Gemeinden und Sozial­

versichorungsinstituto::1. eingerichtet und werden v9n diesen erhalten. Be­

kanntlich uird zum Eeispiel in Wien ein Kampf um die wesentliche Vermehrunc 
. . 

dieser Krebsfürsorgesteilen geführt. llabeidarf man nicht Ubershhen. d8.ss 

nach der/VerfassUng das Gesundheitsuesen in Gosetzgebung und Vollziehung 

Sache des Bundes ist) dass aber das J3.qndosminister1um :t'ü.r soa,tale Verwaltullg 

bisher keinerlei Anstalten getroffen hat, staatliche Krobsfürsorgestellon 

zu errichten~ Das :Bundesministerium. rür soziale Verwaltungwill sich offel1-­

bar nur auf die sanitäre Aufsicht beschränken und die Obsorge für d~e Ge­

sundheit der :Bevöllterung anderen überlassen. Pflicht einer verantwortungsbe­

wusston Loi.tung des Gesundheitswesens wäre es jedoch, auoh. auf dom Gebiete 

der Krebsfürsorge die notwendigen Massnahmen zu troffen. 

Die unt orzcichnoton Abgeordneten. richten daher an den Horrn Bundes­

minister rür soziale VorualtUL~g die folgende 

-

Ist der Rerr BunclosIll.inister für soziale Vert1altung bereit, unverzüclicl~G' 

alles zu unt ornehmon, dass im Interesse dor Gesundheit der Gusamtbovölkortmg 

eine genügende Anzahl von Krobsfürsorgestcllen in ganz "sterreieh ~ingo­
richtetuird, um damit eine erfolgroi.che Bekämpfung der Krebsseueho ZU 

geuährleisten? 
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